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			Polizeistreiks und Plünderungen 

			Elf Tote bei Unruhen / Mehrere Provinzen betroffen

			[image: polizei10_oben.jpg]

			Polizeidemo in La Plata. (Foto: AP)

			Buenos Aires (dpa/mc) - Argentinien erlebte eine Woche, die an das Chaos vor der großen Krise 2001 erinnerte. Streikende Polizisten, Plünderungen und Schusswechsel mit mehreren Todesopfern sowie zahlreichen Verletzten hielten das Land in Atem. Nur wenige Provinzen und die Hauptstadt blieben bislang von dem Konflikt verschont. Ausgerechnet eine Streik-Entscheidung von Polizisten stand am Anfang der Geschichte.

			Eine Staatskrise wie vor einem Jahrzehnt steht zwar nicht zu befürchten. Aber die Spannung in dem Land mit seinen fast 30 Prozent Jahresinflation und breiten Bevölkerungsgruppen, die am äußersten sozialen Rand leben müssen, hält an. Auch jetzt, nachdem die streikenden Polizeikräfte ihre Arbeit wieder aufgenommen haben.

			In einer Woche wurden in 14 Provinzen insgesamt knapp 1900 Geschäfte geplündert, wie die argentinische Handelskammer ermittelte. Die Schäden werden auf 568 Millionen Pesos geschätzt. Die Polizisten, die Gehaltserhöhungen forderten, ließen den Plünderern freie Bahn - die Regierung sprach von Erpressung.

			Unter den elf bestätigten Toten sind laut Medienberichten Plünderer, Händler, ein Polizist und Passanten. Der chinesische Eigentümer eines kleinen Supermarkts in Glew, einem Vorort von Buenos Aires, war das erste Opfer. Lin Zhang Xian erstickte, als rund 50 Plünderer sein Geschäft in Brand steckten, nachdem er versucht hatte, sie mit einer Schusswaffe zu vertreiben.

			Tausend Kilometer weiter nördlich, in Resistencia, der Hauptstadt der verarmten Provinz Chaco, weigerte sich am Montag der Unterkommissar Christian Vera, beim Streik der lokalen Polizei mitzumachen. „Wir können nicht hier sitzen bleiben, während sich die Menschen draußen töten“, soll er seinen Kameraden gesagt haben. Mit drei weiteren Polizisten versuchte er am Abend, die Plünderung des Supermarkts „El Gigante“ zu verhindern. Ein Schuss traf den 35-jährigen Polizeioffizier, die Kugel drang durch die Schutzweste - er verblutete.

			Ein 17-Jähriger starb laut einem Bericht in Jujuy, anscheinend versehentlich von einem Freund erstochen. Die beiden Männer hatten versucht, ein Kleidungsgeschäft 1500 Kilometer nordwestlich von Buenos Aires zu plündern. Der tödliche Messerstich soll eigentlich dem Angestellten an der Kasse gegolten haben. In Tucumán verunglückte ein Jugendlicher tödlich, als er auf dem Motorrad eines Komplizen mit einem gestohlenen Fernseher flüchtete.

			Nicht nur Lebensmittel, sondern auch Elektrowaren, Kleidung und Kassengeld wurden von den Plünderern mitgenommen. Im Fernsehen konnte man live miterleben, wie eine Gruppe in Tucumán eine Tiefkühltruhe aus einem Lebensmittelladen auf einen Pferdekarren lud. Dann flüchteten die Plünderer in raschem Trab.

			In der Provinz Córdoba, wo der Konflikt vor einer Woche begann, nahm die Polizei nach einer saftigen Gehaltserhöhung die Arbeit schließlich wieder auf. Hier wurden 120 Menschen festgenommen, als sie versuchten, über das Internet oder direkt auf der Straße geplünderte Eisschränke, Klimaanlagen und Fernsehgeräte zu verkaufen.

			Auch andere Provinzregierungen gaben nach und verkündeten Gehaltsanpassungen von rund 35 Prozent für ihre Polizisten, was dem Inflationsausgleich entspricht. Die rund 200.000 Provinzpolizisten im Land bekommen jetzt ein Nettogehalt von 8500 Pesos. Die Finanzierung aus den mageren Kassen der Gouverneure ist aber weiter ungewiss. Am Mittwochmorgen waren die Gehaltsstreitigkeiten mit den Sicherheitskräften in fast allen Provinzen gelöst, wie der Kabinettschef der Bundesregierung, Jorge Capitanich, erklärte.

			Die Polizei geht jetzt wieder gegen Ausschreitungen auf den Straßen vor, zum Teil mit Übereifer. In San Miguel de Tucumán wurden am Dienstagabend mehrere Demonstranten durch Gummigeschosse verletzt, als sie vor dem lokalen Regierungsgebäude gegen das Chaos der vergangenen Tage protestierten. Die von der Bundesregierung entsandten Grenzschutztruppen mussten zwischen Provinzpolizei und Demonstranten eine Barriere bilden.

			Allgemein blieb die Lage in mehreren Provinzen gespannt. Die Händler verstärken die Sicherheitsmaßnahmen zum Schutz ihrer Lokale und verschanzen sich zum Teil bewaffnet gegen einen befürchteten Ansturm von Plünderern. Die Kammer der knapp 9000 chinesischen Supermärkte, die vor allem in ärmeren Stadtteilen präsent sind, warnte am Mittwoch, man werde vom 20. Dezember bis zum Jahresende die Läden im ganzen Land schließen, wenn die Ordnung nicht wiederhergestellt werde.

			Die Zustände in Argentinien haben ihren Widerhall in der internationalen Presse gefunden. So schrieb die linksliberale spanische Zeitung „El País“ aus Madrid, dass die Polizeistreiks und Plünderungen den „gesellschaftlichen Verfall“ in Argentinien zeigten. Das Chaos offenbare ein „eklatantes Versagen der politischen Führung“. Und weiter: „Argentinien ist ebenso wie Venezuela ein Land mit einem enormen Potenzial, das zu einem Problemfall in Lateinamerika geworden ist.“
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			30 Jahre Demokratie

			Festakt trotz Plünderungen / CFK erinnert an Alfonsín
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			Cristina feierte auf der Plaza de Mayo. (Foto: Presidencia)

			Buenos Aires (AT/mc) – Der Zeitpunkt war natürlich problematisch. In vielen Teilen des Landes gab es Plünderungen und Tote (siehe oben). Doch Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner wollte dennoch die Feiern zum 30. Jahrestag der Rückkehr zur Demokratie nicht ausfallen lassen. So ging der Festakt am Dienstag wie geplant über die Bühne: Mit Staatsakt im Bicentenario-Museum, zu dem Cristina auch einige ihrer Amtsvorgänger geladen hatte, und einer bunten Feier mit Musik und Showprogramm auf der Plaza de Mayo.

			Die aktuellen Ereignisse, die das Land erschüttern, klammerte indes auch Cristina nicht aus. Sie meinte, die Plünderungen seien planmäßig herbeigeführt worden. Es sei kein Zufall, dass die Unruhen im Dezember stattfinden, so Cristina und erinnerte dabei an die Ausschreitungen im Parque Indoamericano vor drei Jahren und an die Ereignisse in Bariloche im Vorjahr. 

			Die Präsidentin ging von Verschwörungstheorien aus und sprach von „politischer Anstiftung derjenigen, die Wahlen durch Forderungen nach mehr Sicherheit gewinnen wollen“. Diese erreiche man aber vor allem durch eine Politik der sozialen Teilhabe und bürgerlicher Kontrolle über die Sicherheitskräfte. 

			Den streikenden Polizisten warf sie vor, mit dem Ausstand die Gesellschaft erpressen zu wollen. Die Polizei bedürfe der gleichen Demokratisierung, wie sie bereits das Militär erfahren habe. Cristina rief dazu auf, angesichts der Gewalt auf den Straßen mehr denn je die Demokratie zu verteidigen.

			Mit Blick auf die zurückliegenden 30 Jahre hob Cristina die Verdienste von Raúl Alfonsín hervor. Der 2009 verstorbene Politiker der Radikalen Bürger Union war der erste demokratisch gewählte Präsident nach dem Ende der Militärdiktatur. Er trat am 10. Dezember 1983 sein Amt an. 

			Stellvertretend für seinen Vater nahm Ricardo Alfonsín an der Veranstaltung teil. Neben dem Präsidentensohn nahmen mit Fernando De la Rúa und Adolfo Rodríguez Saá zwei einstige Staatschefs Platz. Die ebenfalls eingeladenen Ex-Präsidenten Carlos Menem und Eduardo Duhalde, beide wie Cristina Mitglieder der peronistischen Gerechtigkeitspartei (PJ), hatten abgesagt.

			Da der 10. Dezember auch der Tag der Menschenrechte ist, fand im Rahmen der Festlichkeiten auch die Verleihung des Azucena-Villaflor-Preises statt. Die nach der Gründerin der Mütter der Plaza de Mayo benannte Auszeichnung ging diesmal an den spanischen Musiker Joan Manuel Serrat. Dieser war per Videokonferenz von Barcelona aus zugeschaltet. Serrat habe mit seiner Musik die Menschen in Argentinen auch in den finsteren Zeiten der Militärdiktatur unterstützt, hieß es zur Begründung.

			Siehe auch Meinung

		

	
		
			Argentinien

			[image: 11801.png]

			Die Woche in Argentinien

			Zersplittertes Parlament

			Buenos Aires (AT/mc) - 33 Parteien in 18 Bündnissen - ausgesprochen zersplittert präsentiert sich das neue Abgeordnetenhaus, dessen jüngst gewählte Parlamentarier vor wenigen Tagen ihre Posten antraten. In dem entsprechend den Wahlen vom vergangenen Oktober zusammengesetzten Parlament kommt das Regierungslager nur noch auf eine knappe Mehrheit. Es zählt 131 Mandate, nur zwei mehr als für das Quorum erforderlich. Letzteres ist mit der absoluten Mehrheit, also 129 der insgesamt 257 Abgeordneten, erreicht. Mit Abstand stärkste Kraft im Regierungslager ist die „Front für den Sieg“, ein Bündnis der peronistischen Gerechtigkeitspartei (PJ) mit mehreren kleineren Parteien wie der Kommunistischen Partei. Sieben Abgeordnete steuert zudem die „Bürgerliche Front“ aus Santiago del Estero zum Regierungslager bei. Vier weitere Stimmen kommen vom „Nuevo Encuentro“, der Partei von Martín Sabbatella, dem Chef der Medienaufsichtsbehörde AFSCA. Des Weiteren zählt die Regierung auf Verbündete aus La Pampa und Feuerland. Noch viel zersplitterter ist das Lager der Opposition, deren 122 Sitze sich auf zwölf Bündnisse verteilt. Stärkste Kraft ist hier die Radikale Bürger Union (UCR) mit 40 Mandaten. Es folgt die „Erneuerungsfront“ von Sergio Massa (22 Sitze), vor der Pro-Partei von Buenos-Aires-Bürgermeister Mauricio Macri (20) und der „Breiten progressiven Front“, FAP, die es auf 15 Sitze bringt. Nennenswerte Mandatszahlen weisen zudem das hauptstädtische Mitte-Links-Bündnis UNEN, sowie die Fraktion der (oppositionellen) Peronisten aus Córdoba auf, die beide über sechs Sitze verfügen. Vier Abgeordnete sind keinem der beiden Lager zuzuordnen.

			Neuer UBA-Rektor

			Die Universität von Buenos Aires (UBA) hat einen neuen Rektor: Mit deutlicher Mehrheit votierte die Wahlversammlung der Uni für den Ökonomen Alberto Barbieri, der bislang das Amt des Vizerektors innehatte. Der Dekan der wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät erhielt die Unterstützung von 146 Delegierten. Für den Gegenkandidaten Federico Schuster, den einstigen Dekan der Sozialwissenschaften, stimmten hingegen nur 44 stimmberechtigte Anwesende. Barbieri, der sich selbst als Peronist definiert, kündigte an, die politische Linie seines Amtsvorgängers Rubén Hallú fortsetzen zu wollen. Letzterer konnte auf die Unterstützung von Radikalen, Peronisten und Unabhängigen zählen. Größte Herausforderung für Barbieri ist die hohe Abbrecherquote an der Uni. Lediglich 27 Prozent aller Studierenden schließen ihr Studium erfolgreich ab. Im Vorbereitungsjahr (CBC) streichen bereits 40 Prozent aller eingeschriebenen Teilnehmer die Segel. Die Wahl, die in einem Erweiterungsbau des Kongresses stattfand, war von Ausschreitungen überschattet. Vor dem Gebäude schmissen die größtenteils vermummten Demonstranten mit Steinen. Die Polizei setzte Gummigeschosse und Tränengas ein. Zehn der insgesamt 500 Ordnungshüter wurden verletzt. Die Protestierer wollten die Sitzung verhindern. Sie sehen „reaktionäre Kräfte“ an der UBA-Spitze und monierten, dass die Wahl nicht öffentlich war.

			„Quebracho“-Führer verhaftet

			Fernando Esteche, der Führer der linksgerichteten Politorganisation „Quebracho“, muss ins Gefängnis. Die Festnahme erfolgte vor wenigen Tagen an der journalistischen Fakultät in La Plata, wo Esteche Vorlesungen hält. Vorausgegangen war eine Entscheidung des Obersten Gerichtshofes, das eine vorinstanzlich verhängte Gefängnisstrafe von drei Jahren und acht Monaten bestätigte. Dabei ging es um Beteiligung an Gewaltakten gegen Jorge Sobisch, den einstigen Gouverneur der Provinz Neuquén im 2007. Die Aktion ereignete sich nach dem Tod des Lehrers und Gewerkschaftlers Carlos Fuentealba, der von einem Polizisten erschossen wurde. Kurz bevor die Sicherheitskräfte Esteche abführten, hatte dieser auf einer Pressekonferenz in der Universität noch einmal seine Unschuld beteuert und dabei angekündigt, sich nicht freiwillig stellen zu wollen. Esteche verlangte, wie ein politischer Gefangener behandelt zu werden und nicht wie ein gewöhnlicher Krimineller. An der Seite des „Quebracho“-Führers waren Gabriel Mariotto, der Vizegouverneur der Provinz Buenos Aires, sowie der regierungsnahe Piquetero-Führer Luís D‘Elia. Mariotto erklärte, man wolle Esteche beistehen, da dieser unschuldig sei.

			Indizien gegen Boudou

			Vizepräsident Amado Boudou kommt in der sogenannten „Ciccone“-Affäre nicht zur Ruhe. Bereits in der Vorwoche hatte die Aussage von Guillermo Reinwick, des Schwiegersohns des einstigen Firmenmitbesitzers Nicolás Ciccone, dafür gesorgt, den Politiker in direkte Nähe zu der dubiosen Übernahme der in Konkurs befindlichen Druckerei zu bringen. Nun taten die jüngsten Behauptungen von Olga Beatriz Ciccone, einer der Töchter von Nicolás Ciccone, ihr Übriges. Die Frau erklärte gegenüber dem Untersuchungsrichter Ariel Lijo, dass sie vor drei Jahren von Boudous Geschäftspartner José María Núñez zu Übernahmeverhandlungen in den Räumen des Wirtschaftsministeriums empfangen worden sei. Dieses wurde damals noch von Boudou geleitet. Für die Zeitung „Clarín“, die sich seit Monaten auf den heutigen Vizepräsidenten eingeschossen hat, ein weiteres Indiz dafür, dass der Politiker in die Übernahme der „Ciccone“-Druckerei durch die Fondsgesellschaft „The Old Fund“ involviert war. Hierfür soll Boudou mithilfe seines Ministeramts den Weg frei gemacht haben. Anschließend soll er millionenschwere Staatsaufträge zum Druck von Geldscheinen für das Unternehmen eingefädelt haben.

			Zwölf Tote durch Vergiftung 

			Zwölf Menschen sind in Jujuy an einer Kohlenmonoxidvergiftung umgekommen. Die Mitglieder einer Großfamilie, unter ihnen vier Kinder, starben nahe der abgelegenen Ortschaft Caspalá, wie die Nachrichtenagentur DyN gestern berichtete. Ein defekter Stromgenerator habe Kohlenmonoxid in der Wohnung freigelassen, teilte die Polizei mit. Bis Caspalá, auf 3000 Meter Höhe, führen keine Elektrizitätsleitungen. Das Dorf war bis 2008 nur zu Pferd zugänglich. Die Familie hatte anscheinend den Generator auch als Heizkörper in ihrer Wohnung installiert. (AT/mc)
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			30 Jahre Demokratie

			Am 10. Dezember feierte Argentinien die Rückkehr zur Demokratie vor 30 Jahren, als der mit mehr als 50 Prozent der Stimmen gewählte UCR-Politiker Raúl Alfonsín sein Amt antrat. Die siebenjährige Militärregierung trat ab. Seither lebt Argentinien in Demokratie mit freien Wahlen, politischen Parteien, die die Kandidaten aufstellen, und der im Volk verankerten Überzeugung, dass die Demokratie ein besseres politisches System ist als alle andere.

			Argentinien versteht sich selber als echte Demokratie. Bis 1916, als der UCR-Oppositionsführer Hipólito Yrigoyen als Präsident in freien Wahlen antrat, hatte es zwar auch stets Wahlen gegeben, sie waren aber vielerorts nicht frei, sondern von den jeweiligen lokalen Caudillos kontrolliert. Wahlfälschungen waren an der Tagesordnung. Das änderte sich nach 1916, nachdem der konservative Präsident Roque Sáenz Peña freie Pflichtwahlen gesetzlich verankerte und die Streitkräfte als Garanten einschaltete. Nachher gab es hie und dort auch Wahlschwindel, aber das System freier Wahlen setzte sich durch, bis der Militärputsch von 1930 eine über siebzigjährige Ära gewählter Präsidenten, Gouverneure, Bürgermeister und Parlamentarier beendete. Die Militärs zogen sich zwar nach den Wahlen von 1932 wieder zurück, hatten aber Lunte gerochen. Es folgte 1943 abermals ein rein militärischer Staatsstreich, als dessen Erbe Oberst Juan Domingo Perón, Vizepräsident, Kriegsminister und Arbeitsminister der Militärregierung, in freien Wahlen 1946 sein sechsjähriges Mandat antrat, das nach der Verfassungsreform von 1948 die Wiederwahl in Folge ermöglichte, die die Verfassung von 1853 verboten hatte. Nur den Präsidenten General Julio A. Roca und Hipólito Yrigoyen gelang die Wiederwahl nicht in Folge, sondern nach zwei bzw. einer Amtszeit.

			Perón wurde 1956 durch eine Revolution abgesetzt, an der Militärs und Zivilisten beteiligt waren. Drei UCR-Radikale Präsidenten Arturo Frondizi, José María Guido und Arturo Illia wurden durchweg von Militärs bedrängt und abgesetzt, zuletzt durch Präsident General Onganía 1966. Das war der vorletzte Putsch. Der letzte erfolgte 1976 gegen die Witwe Peróns, genannt Isabelita, gewählte Vizepräsidentin nach seinem Tod l974. Die nachfolgende Militärjunta der drei Oberkommandierenden regierten auf Zeit und traten die Macht nach dem verlorenen Konflikt um die Malwineninseln ab. Seither hat das Militär keinen Einfluss mehr auf die politischen Geschicke des Landes, die in freien Wahlen von den siegreichen Kandidaten und ihren Alliierten erledigt werden. Insofern sind 30 Jahre Demokratie keinesfalls etwas gänzlich Neues in der argentinischen Geschichte, sondern nur die Rückkehr zu vorherigen Wahlsystemen, die seit dreißig Jahren frei sind, wobei etwaige Wahlschwindel nur eine nebensächliche Rolle spielen. Das Wahlsystem funktioniert reibungslos, die Streitkräfte helfen der Zivilregierung bei Wahlen und sorgen dafür, dass alles in Ordnung verläuft.

			Die jetzige argentinische Wahldemokratie funktioniert innerhalb der Verfassung von 1853, nachdem die 1949er Reform von Perón durch eine verfassunggebende Versammlung l957 null und nichtig erklärt worden war. Die jüngste Verfassungsreform von 1994 erlaubt nur eine vierjährige Präsidentenwahl in Folge, insgesamt acht Jahre, wie sie gegenwärtig Präsidentin Cristina Kirchner ausübt, deren mögliche Bestrebungen für eine abermalige Verfassungsreform zwecks Wiederwahl in Folge an den jüngsten Parlamentswahlen gescheitert sind. Die meisten Provinzgouverneure und der Regierungschef der autonomen Stadt Buenos Aires dürfen auch nur zwei Amtszeiten ausüben. Wenige Ausnahmen wie in Santa Cruz und Formosa, wo Wiederwahlen in Folge legal sind, oder Santa Fe und Mendoza, die keine Wiederwahl in Folge zulassen, bestätigen die grundsätzlichen Regeln der argentinischen Demokratie, die seit dreißig Jahren besteht und intensiv von Politikern gefeiert wurde.
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			Direkte Demokratie

			Von Stefan Kuhn

			Heute werden die Deutschen erfahren, ob sie nun von einer großen Koalition aus CDU/CSU und SPD regiert werden oder ob der Regierungsfindungsprozess weitergeht. An diesem Samstag wird das Ergebnis der SPD-Mitgliederbefragung bekannt gegeben. Egal wie das Ergebnis lautet, man kann schon jetzt von einem Sieg für die Demokratie sprechen.

			Zuvor hatten sich einige Wichtigtuer darüber aufgeregt, dass es nun in der Hand von knapp einer halben Million SPD-Mitglieder liegt, über die künftige deutsche Regierung zu entscheiden. Ein Leipziger Verfassungsrechtler sah gar die Unabhängigkeit der Bundestagsabgeordneten bedroht. Natürlich hat das Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe eine entsprechende Klage gar nicht zugelassen. Sie war schlicht lächerlich.

			Würde man diese Argumentation wirklich konsequent zu Ende denken, wären wohl alle Bundesregierungen verfassungswidrig gewesen. Koalitionsverträge oder Regierungsprogramme handeln nicht die Bundestagsfraktionen aus, sondern die Parteien. Beschlossen werden sie von den entsprechenden Parteivorständen oder Parteitagen. Solch ein Beschluss hat immer Auswirkungen auf die Abgeordneten, er setzt sie unter Druck. Nicht nur, aber vor allem bei knappen Mehrheiten ist die Fraktionsdisziplin oder der Fraktionszwang eine unleugbare Tatsache. Abschaffen kann man diesen Usus kaum, er ist universell.

			Die Unabhängigkeit des Abgeordneten berührt dies jedoch nicht. Es steht ihm frei, anders zu entscheiden als seine Fraktion, ganz gleich ob der Fraktionschef die Abstimmung „frei gibt“ oder nicht. Die meisten Parlamentarier folgen natürlich der entsprechenden Parteilinie und tun dies nicht immer aus Gewissensgründen. Sie verdanken ihr Mandat der Partei und wollen es bei den nächsten Wahlen in der Regel wiedererlangen.

			Warum ausgerechnet der SPD-Mitgliederentscheid verfassungswidrig sein soll, bleibt wohl ein Geheimnis des Leipziger Staatsrechtsprofessors Christoph Degenhardt. Wenn ein Parteitag oder ein Parteivorstand einen Koalitionsvertrag einstimmig oder mit überwältigender Mehrheit billigt, dürfte der Druck auf die Abgeordneten, diese Entscheidung nachzuvollziehen, größer sein als nach einer Mitgliederbefragung, die nie so ein eindeutiges Ergebnis bringen würde. Das heißt, bei einer angenommenen Zustimmung von 60 Prozent der SPD-Mitglieder für die große Koalition, dürften sich viele SPD-Abgeordnete ermuntert fühlen, im Sinne der unterlegenen 40 Prozent abzustimmen.

			Gut, im umgekehrten Fall würde die Parteiführung den Koalitionsvertrag nicht unterzeichnen. Aber dies wäre dann eine innerparteiliche demokratische Entscheidung. Wenn den SPD-Mitgliedern nicht reicht, was ihre Parteiführung mit den Unionsparteien ausgehandelt hat, dann muss diese das akzeptieren und daraus die Konsequenzen ziehen. Die Unabhängigkeit der Abgeordneten tangiert das ebenfalls nicht. Den SPD-Parlamentariern steht es frei, Angela Merkel dennoch zur Kanzlerin zu wählen. Der nicht unwichtige Unterschied zum anderen Szenario ist, dass es in diesem Fall keine SPD-Minister geben wird, und dass Angela Merkel wohl keine Minderheitsregierung führen möchte.

			Die Mitgliederbefragung ist ein großer Schritt hin zu mehr Demokratie in Deutschland. Bis kurz vor Schluss der Abstimmung haben mehr als 300.000 SPD-Mitglieder daran teilgenommen. Das ist eine überwältigende Partizipation. Bei der CSU hat der 50-köpfige Parteivorstand das Regierungsbündnis gebilligt, bei der CDU war es ein kleiner Parteitag, bei dem 167 Delegierte anwesend waren.
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			Randglossen

			Die laut medizinischen Attesten genesene Präsidentin Cristina Kirchner feierte den 30. Jahrestag der Rückkehr zur Wahldemokratie in Argentinien mit einer Rede, die sich kaum auf das Tagesthema bezog. Hingegen vermutete sie hinter den Aufständen der Polizei und dem Vandalismus in zwanzig Provinzen eine Verschwörung zwecks sogenannter Destabilisierung, lies gewaltsame Absetzung der Regierung. Sie gab keinerlei Beweise, nicht einmal Indizien ihrer Verschwörungstheorie an, nannte niemand beim Namen als Autor, sondern beschränkte sich auf die Feststellung, dass jemand, der ungenannt blieb, dahinter stecke. Wer dafür in Frage kommt, blieb ihr Geheimnis. Niemand tritt für eine gewaltsame Absetzung der gewählten Regierung ein, wogegen alle Menschen erwarten, dass die Regierung sich ihrer echten Aufgaben besinnt, um für Ruhe und Ordnung zu sorgen. Die revoltierenden Provinzpolizisten wollten höhere Gehälter, die ihnen auch mit entsprechenden hochinflationären Folgen zugestanden wurden, ohne die bestehende Wahldemokratie zu destabilisieren.

			Argentinien ist seit dem ersten Peronismus (1946-1955) ein echtes Inflationsland mit jeweils kurzlebigen Stabilitätsperioden, wie zuletzt unter Präsident Menem und Wirtschaftsminister Domingo Cavallo in den neunziger Jahren des letzten Jahrhunderts. Die Inflation gibt es laut Regierungssprecher nicht, aber jeder Mensch erlebt sie am eigenen Leibe. Inflation ist stets mit Regierungslügen verbunden, beruht auf uferloser Geldschöpfung der Notenbank, um staatliche Defizite und massive Lohn- und Gehaltszulagen zu finanzieren. Diese Verhaltensweisen werden jetzt gründlich durchexerziert, ohne dass man sich darüber aufregt, dass auf die jetzige zweistellige Inflation jederzeit auf drei Stellen und kürzeren Anpassungsperioden folgen, die in Hyperinflation mit täglichen Preiszunahmen münden, sofern die Regierung sie nicht rechtzeitig eindämmt, was gegenwärtig unterlassen wird. Bedenklich.

			Genau genommen ist es eine Frage der Mengenlehre. In Deutschland haben derzeit viele Menschen Bauchschmerzen, weil 476.000 SPD-Mitglieder über das Schicksal der Republik entscheiden. Das ist bei einer Zahl von 61,8 Millionen Wahlberechtigten natürlich eine geringe Größe. Es ist verständlich, dass viele Deutsche Probleme mit dieser Mitgliederbefragung haben. Sie vergessen allerdings, dass bei den anderen Parteien, die über eine große Koalition zu entscheiden haben, wesentlich weniger Mitglieder an dem Entschluss beteiligt sind. Bei der CSU waren es 50, soviel Mitglieder hat der Parteivorstand. Die CDU brachte es immerhin aus 167 Parteitagsdelegierte. Wer sich über die Mitgliederbefragung aufregt, sollte sich mit der Mengenlehre beschäftigen.

			Küss die Hand schöne Frau, deine Augen sind so blau... In den USA sollte man derartige Höflichkeitsformen besser vermeiden. Da hat ein sechsjähriger Junge seine gleichaltrige Freundin im Schulunterricht auf die Hand geküsst. Ein grober Fehler! Die Schulleitung interpretierte diese Geste als „sexuelle Belästigung“, der Knabe wurde zunächst vom Unterricht suspendiert. In seiner Schulakte gilt der Sechsjährige jetzt als sexueller Straftäter. In den USA gibt es Schulmassaker, bei denen frustrierte Schüler Klassenkameraden hinmetzeln. Im Elternhaus haben sie freien Zugang zu Schnellfeuergewehren. Man sollte meinen, dass US-Schulen größere Probleme als Handküsse haben. In den Vereinigten Staaten ist die Bigotterie Staatsreligion.
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			Staatsdefizit mit Rekordstand im Oktober

			Die Finanzen des Nationalstaates schlossen im Oktober mit einem echten Defizit (das als “finanziell” bezeichnet wird) von $ 7,28 Mrd., gegen $ 4,05 Mrd. im gleichen Vorjahresmonat. Die Zunahme beträgt fast 80%! Doch auch das primäre Ergebnis (bei dem Zinsen auf die Staatsschuld nicht berücksichtigt werden) verzeichnet dieses Jahr ein Defizit von $ 2,76 Mrd., das sich mit einem Überschuss von $ 660,4 Mio. im Vorjahr vergleicht. Die Zuwendungen der ZB und der ANSeS, die als echte Einnahmen gebucht werden, jedoch im Wesen finanzielle Mittel darstellen, mit denen ein Defizit gedeckt wird, erreichten im Oktober leicht über $ 8,59 Mrd., gegen $ 3,57 Mrd. im Vorjahr. Das wirkliche Defizit erreichte somit im Oktober 2013 $ 15,87 Mrd.

			In 10 Monaten 2013 erreichte das echte Defizit $ 29,39 Mrd., gegen $ 20,14 Mrd. im Vorjahr, und der primäre Überschuss lag bei $ 4,10 Mrd., gegen $ 7,39 Mrd. im Vorjahr. Für ganz 2013 wird offiziell mit einem Defizit von $ 47 Mrd. gerechnet. Doch ohne die Zuwendungen der ZB und der ANSeS werden es über $ 100 Mrd. sein.

			Die gesamten laufenden Ausgaben erreichten im Oktober $ 63,27 Mrd., 29,6% über den $ 48,83 Mrd. des Vorjahres. Hinzu kommen noch Kapitalausgaben (hauptsächlich staatlich finanzierte Investitionen) von $ 10,19 Mrd., 88,35% über den $ 5,41 Mrd. des Vorjahres. Die Ausgaben sind auf alle Fälle über die Inflation gestiegen (die etwa 25% jährlich lag), so dass eine reale Zunahme stattfand.

			Die echten Einnahmen, bei denen in der staatlichen Buchführung ausser Steuereinnahmen auch Zuwendungen der ZB aus Gewinnen (die reine Buchgewinne sind) und des Ertrages des Rentnerfonds der ANSeS (der ausschliesslich für die Sicherung der Renten bestimmt ist) eingeschlossen werden, betrugen $ 66,18 Mrd., 31,86% über den $ 50,19 Mrd. des Vorjahres.

			Die Lage der Staatsfinanzen verschlechtert sich immer mehr, weil der Staat die Kontrolle über die Ausgaben (einschliesslich Investitionen) verloren hat, und bisher keine echten Bemühungen sichtbar sind, um die Ausgaben einzudämmen. Die überhöhten Subventionen für Energie und städtischen Personentransport, die hohen Defizite der Staatsunternehmen, allerlei unnötige Ausgaben, wie das Programm “Fussball für alle”, haben eine untragbare Lage herbeigeführt.
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			Historische Erdölreform in Mexiko

			Private Unternehmen können künftig in den mexikanischen Energiesektor investieren. Die Abgeordnetenkammer billigte am Donnerstag eine entsprechende Verfassungsänderung. 353 Abgeordnete stimmten für den Entwurf, 134 dagegen. Der Senat hatte der Öffnung der stark regulierten Branche bereits zuvor zugestimmt.

			Künftig darf der staatliche Energiekonzern Pemex Verträge mit Privatunternehmen schließen, nach denen der Gewinn, aber auch das Risiko, bei der Ausbeutung neuer Erdölvorkommen geteilt werden. Zudem wird die mächtige Ölarbeitergewerkschaft aus dem Aufsichtsrat von Pemex ausgeschlossen. Die Erdöl- und Gasreserven Mexikos bleiben jedoch weiterhin in staatlichem Besitz.

			Die Öffnung des Energiesektors ist in Mexiko äußerst umstritten. Pemex erwirtschaftet allein über 30% der Staatseinnahmen.1938 hatte der damalige Präsident Lázaro Cárdenas die mexikanische Erdölindustrie verstaatlicht. Seitdem gilt Pemex als Symbol nationaler Unabhängigkeit, ist jedoch in der Tat ein sehr unwirtschaftliches und burokratisierter Staatsunternehmen.

			Bei der parlamentarischen Debatte in der Nacht auf Donnerstag spielten sich tumultartige Szenen ab. Abgeordnete der linksgerichteten Partei PRD beschimpften die Parlamentarier der Regierungspartei PRI und der konservativen PAN als «Vaterlandsverräter». In Mexiko-Stadt protestieren Linksbündnisse und Gewerkschaften seit Monaten gegen die Reform. Die PRD organisierte vor der entscheidenden Abstimmung eine dreitägige Protestkundgebung am Unabhängigkeitsdenkmal.

			Pemex trägt derzeit 8,6% zum Bruttoinlandsprodukt von Mexiko bei und ist einer der größten Arbeitgeber des Landes. Allerdings leidet der Konzern seit Jahren unter fehlenden Investitionen. Vor allem für die Ausbeutung der Schiefergasvorkommen und die anspruchsvolle Ölförderung in der Tiefsee ist Pemex nach Einschätzung von Experten auf frisches Kapital und fremdes Knowhow angewiesen.

			Derzeit investiert Pemex rund u$s 24 Mrd. pro Jahr. Um das volle Potenzial seiner Erdöl- und Gasreserven auszuschöpfen, müsse der Konzern seine Investitionen auf u$s 62 Mrd. fast verdreifachen, hieß es in einer Analyse der britischen Großbank Barclays. (dpa)
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 6,285, um 1,29% über der Vorwoche und um 27,61 % über Ende Dezember 2012. Die ZB-Reserven betrugen zum Donnerstag u$s 30,52 Mrd., gegen u$s 30,48 Mrd. eine Woche vorher. Der Reservenverlust konnte letzte Woche gebremst werden, angeblich zum Teil wegen der Überweisung von Chevron, die insgesamt u$s 940 Mio. ausmachen soll. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.12.13 bei $ 6,38 und zum 31.03.14 bei $ 7,07 und zum 30.06.14 bei $ 7,67. Der Terminkurs per Juni 2014 lag um 50,48% über Juni 2012. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten in der Spitze $ 9,55.

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Donnerstag ein Minus von 2,34%, lag jedoch immer noch um 81,70% über Ende 2012. 

			***

			Par-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 1,28% und notierten 68,09% über Ende 2012. Discount-Bonds in Pesos stiegen in einer Woche 3,37% und in diesem Jahr 53,33%. Boden 2015 lagen um 1,28% überder Vorwche und um 8,17% über Ende 2012. Boden 2014 blieben zur Vorwoche unverändert, und verzeichnen ein Plus von 13,78% seit Jahresanfang, und Global 2017 Arg. notieren 0,54% höher und lagen 5,37% im schwarzen Bereich seit Jahresende 2012.

			***

			Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 168,12 (Vorwoche $ 163,26) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 240,17 (Vorwoche $ 232,22).

			***

			Der Index der Konsumentenpreise, den eine Gruppe von Oppositionsdeputierten auf der Grundlage des Durchschnittes privater Erhebungen berechnet, weist im November 2013 eine Zunahme von 2,4% aus, und in einem Jahr eine von 26,8%. In den letzte Monaten ist eine steigende Tendenz aufgetreten.

			***

			Die Arbeitslosigkeit erreichte laut INDEC im 3. Quartal 2013 6,8% der aktiven Bevölkerung. Doch bei Männern zwischen 14 und 29 Jahren waren es 12,3% und bei Frauen in dieser Altersgruppe 17,4%. Hinzu kommt gesamthaft noch eine Unterbeschäftigung von 8,8%. 34,6% derjenigen, die im Abhängigkeitsverhältnis arbeiten, sind schwarz beschäftigt (gegen 35,5% im Vorjahr), wobei bei den Selbstständigen der Koeffizient höher ist. Es ist schwer zu erklären, wie eine so hohe Schwarzarbeit bestehen kann, ohne von den Behörden bemerkt und verhindert zu werden. Dies zeigt ausserdem, dass ein Problem beim Übergang von schwarz auf weiss besteht. Diese schwarze Beschäftigung besteht vornehmlich bei Kleinunternehmen, die nicht in der Lage sind, die geschuldeten Soziallasten zu zahlen, so dass ihnen diese erlassen werden müssten. 

			***

			Die ZB hat einen neuen Wechsel geschaffen, der auf Pesos lautet, jedoch mit dem offiziellen Wechselkurs für den Dollar berichtigt wird. Dieser Wechsel ist nur für Getreiedexporteure verfügbar, die auf diese Weise angeregt werden sollen, unmittelbar mehr zu exportieren, wobei sie sich dann den Dollarwert des Exporterlöses mit dem neuen finanziellen Instrument sichern.

			***

			Die Ernte von Getreide und Ölsaat der Periode 2013/14 wurde von der Getreidefirma Adreani (La Nación vom 7.12.13) auf 112 Mio. t geschätzt, was einen Rekord darstellt. 2012/13 waren es 105,4 Mio. t, und 2011/12 104,3 Mio. t. Die gute Aussicht für die neue Ernte ist vornehmlich darauf zurückzuführen, dass in diesem Frühling allgemein viel geregnet hat. Ausserdem wirkt sich der technologische Fortschritt ständig weiter aus. Die Preise (in Dollar auf dem Weltmarkt) werden jedoch voraussichtlich 2014 unter 2013 liegen, so dass der Gesamterlös der Ernte kaum eine Änderung erfahren wird. Das Landwirtschaftsministerium hat letztes Jahr (ohne es zu erklären, wie es bei einer so wichtigen Statistik hätte sein müssen) die Methodologie der Berechnung der Ernten geändert, indem Getreide für den Eigenkonsum der Landwirte, das früher nicht berücksichtigt wurde, jetzt auch hinzugezählt wird. Es ist gewiss noch zu früh für eine genaure Schätzung, da auch der Regen im Januar entscheidend ist; aber es steht auf alle fest, dass es eine gute Ernte sein wird.

			***

			In der Vorwoche hat eine Gruppe von Lastwagenfahrern das Ölunternehmen Oleaginosa Moreno, in Daireaux, Provinz Buenos Aires, behindert, die Produktion per Eisenbahn (“Ferroexpreso Pampeano” vom Techint-Konzern) zu befördern. Die Tarife liegen beim Lastwagen um mindestens 15% über der Eisenbahn. Dennoch haben die Lastwagenbetreiber erreicht, dass das Unternehmen Abstand davon nahm, mehr per Eisenbahn zu transportieren. Innen- und Transportminister Florencio Randazzo hat sich für die massive Verlegung von Fracht vom Lastwagen auf die Eisenbahn eingesetzt, u.a. um die Strassen zu entlasten. Die Regierung hat jedoch in diesem konkreten Fall nicht eingegriffen, und erlaubt, dass sich Hugo Moyano durchsetzt. In Argentinien wird nur 6% der gesamten Fracht mit der Eisenbahn transportiert, was im internationalen Vergleich anormal niedrig ist. In Kanada sind es 75%, in den USA 45% und in Mexiko 35%. 

			***

			Die Geldmenge, benannt monetäre Basis (Geldscheine im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) nahm in einem Jahr per Ende November um 26,02% zu, und im November 2013 um 5,36%, was eine spürbare Beschleunigung darstellt. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das die ZB für die Messung der monetären Expansion verwendet, stieg in 12 Monaten per Ende November um 26,42%, und im November um 3,60%. Der Expansionsrhythmus hat sich in der letzten Novemberwoche beschleunigt. Die gesamten Depositen der Banken stiegen in einem Jahr per Ende November um 27,03% und in einem Monat um 3,46%. Die gesamten Bankkredite stiegen in diesen Perioden um 34,71%, bzw. 3,33%. Die ZB hat im letzten Jahr weniger Mittel sterilisiert, womit auch das Banksystem zur monetären Expansion beigetragen hat.

			***

			Durch Beschluss 531/13 der AFIP wurde Carlos Sanchez, bisher Chef des Kabinetts von Capitanich, zum Zolldirektor ernannt, an Stelle von Siomara Ayerán, die jedoch weiter in der AFIP tätig sein wird. Als stellvertretende Zolldirektorin wurde Beatriz Paglieri ernannt, ehemalige Staatssekretärin für Aussenhandel und als solche enge Mitarbeiterin des ehemaligen Binnenhandelssekretärs Guillermo Moreno. Das Amt der stellvertretenden Zolldirektorin wurde speziell für Frau Paglieri geschaffen. 

			***

			Die Zeitung Clarín berichtet (11.12.13), dass beim Besuch der Minister De Vido und Kicillof in China, erreicht wurde, dass das staatliche Regierungsamt Sinosure, das politische Kreditrisiken versichert, dem Kredit von u$s 4,7 Mrd. für die Finanzierung der grossen Wasserkraftwerke in Santa Cruz (Barrancosa und Condor Cliff, jetzt umbenannt in Néstor Kirchner und Jorge Cepernic) durch eine chinesische Bank zugestimmt hat, nachdem eine chinesische Baufirma in Verbindung mit der lokalen Electroingeniería die Ausschreibung gewonnen hatte. Vor kurzem hatte Sinosure Bedenken geäussert und die Genehmigung verweigert. Jetzt fehlen noch die Einzelheiten der Kreditgenehmigung, was bedeutet, dass die Entscheidung nicht definitiv ist. Es ist anzunehmen, dass die chinesische Regierung schliesslich die effektive Gewährung des Kredites von der allgemeinen Regelung der finanziellen Probleme Argentiniens abhängig macht, was auch die Wiederherstellung der Beziehungen zum IWF einschliesst. De Vido hat in einer Reise nach Russland und China (hier in Begleitung von Kicillof) das neue grosse Investitionsprogramm der Regierung vorgestellt, das sich auf 15 Wasserkraftwerke und zwei andere Projekte bezieht, die insgesamt ca u$s 20 Mrd. kosten sollen, für die in jedem Fall eine Finanzierung gefordert wird. Einzelheiten dieses grossangelegten staatlichen Investitionsprogrammes wurden nicht bekanntgegeben, wie es bei den Kirchner-Regierungen die Regel ist. 

			***

			Miguel Galuccio, Präsident und Geschäftsführer von YPF, gab bekannt, dass die US-Firma Chevron in diesen Tagen u$s 940 Mio. effektiv an ihre argentinische Tochtergesellschaft überwiesen habe, womit die Gesamtinvestition jetzt schon u$s 1,24 Mrd. erreicht habe. Ausserdem berichtete YPF, dass jetzt eine neue Gesellschaft gebildet worden sei, die “Compañía de hidrocarburo no convencional” (CHNC) heisst, der 50% der Konzession für das Gebiet “Loma Campana” (in Vaca Muerta) übertragen wird. Diese neue Firma soll in Zukunft ganz auf Chevron übergehen, wobei dann Chevron insgesamt u$s 16 Mrd. investieren soll. Galuccio gab beiläufig auch die Ausgabe von zwei neuen Obligationen bekannt: eine von u$s 300 Mio. auf 5 Jahre, die in New York untergebracht wird, und die andere in Pesos, von $ 50 Mio., die nachher auf $ 150 Mio. erweitert werden, zu 19%, plus eine Prämie im Verhältnis zur Produktionserhöhung von YPF, mit einem gesamten Höchsatz von 24%.

			*** 

			Die ZB hat am Dienstag Wechsel (Lebac und Nobac) für $ 3,3 Mio. ausgeschrieben, Offerten für $ 2,75 Mrd. erhalten und $ 2,50 Mrd. zugeteilt. Da gleichzietig Wechsel im Wert von $ 1,45 Mrd. amortisiert wurden, entstand eine monetäre Expansion von $ 1,05 Mrd. Die Zinsen für Lebac gingen, je nach Laufzeit, von 15,19% bis 17,88%. 

			***

			Um 18,7% stückmässig und 36,4% wertmässig sind im Verlauf der ersten neuen Monaten die Ausfuhren von Landwirtschaftsmaschinen zurückgegangen, berichtet das Consultingbüro IES. Am stärksten betroffen sind die Exporte von Mähdreschern (-48,2%), Traktoren ( -21%) sowie Dreschmaschinen (-17,6%) gefallen. Der Rückgang konnte durch eine kräftige Zunahme in der inneren Nachfrage ausgeglichen werden. 

			***

			Die Bautätigkeit blieb auch im November auf hohem Niveau. Der Construya-Index, den die wichtigsten Lieferanten von Baumaterial (Zement, Ziegelsteine, Rundeisen, Fliessen, Farben u.a. Produkte) monatlich berechnen, verzeichnet im November, eine innerjährliche Zunahme von von 12,9%. Die 11 Monate 2013 lagen um 8,52 über den Vorjahr.

			*** 

			Das Staatsdefizit erreicht dieses Jahr bis einschliesslich Oktober laut Berechnung des Institutes für Studien über Budget und Staatsfinanzen ASAP ( Asociación Argentina de Presupuesto y Finanzas Públicas) 4,1% vom Bruttosozialprodukt. In Zahlen ausgedrückt sind das $ 110 Mrd. Dieser Betrag schliesst die “Hilfe” über $ 35 Mrd. ein, die der Staat von der Zentralbank erhalten hat. Würde man diese Summe nicht berücksichtigen, so würde das Defizit bei 4,5% des Bruttosozialprodukt oder $ 145 Mrd. liegen. Somit hat sich das Defizit der Staatsfinanzen von einem Jahr zu nächsten verdoppelt. Es ist, ausserdem, das schlechteste Fiskalergebnis der gesamten Ära Kirchner. Ursprünglich sah der Haushalt 2013 ein Überschuss von $ 1,08 Mrd. vor, mit Gesamtausgaben über $ 628,68 Mrd. Aber im Verlauf des Jahres hat die Regierung durch diverse Notdekrete die Ausgaben um $ 149 Mrd. erhöht, zum Teil um die Subventionen zu finanzieren, die wertmässig um 47,8% gewachsen sind, und bis Ende Oktober $ 101,2 Mrd. erreichten. Der Löwenanteil (+65,2%) wurde mit $ 64,9 Mrd. für den Energiebereich ausgegeben (Ausgleich für niedrige Stromtarife, Preisdifferenz beim importierten Gas). Die Staatsunternehmen , insbesondere AYSA sowie AR-SAT haben mit $ 11 Mrd. zu Buche geschlagen. Die Verkehrsunternehmen (U-Bahnen, Bahnen und Aerolineas Argentinas) haben den Fiskus $ 23,38 Mrd. gekostet. Diese Zahlen berücksichtigen freilich nicht das Defizit der einzelnen Provinzen, dessen Minuszahlen bis Jahresende insgesamt bei $ 30 Mrd. liegen dürften.

			*** 

			Die grossen Touristikunternehmen erhalten die Möglichkeit, sich mit einem Sonderkredit mit einem subventionierten Zinssatz von 15,85% zu finanzieren. Banco Nación stellte diesbezüglich dem Tourismusministerium eine Kreditlinie über $ 200 Mio. zur Verfügung. Die Gelder sollen für den Einkauf von Kapitalgütern sowie Arbeitskapital eingesetz werden. Ein weiteres Abkommen wurde unterschrieben, um kleine und mittlere Unternehmen aus der Provinz Córdoba mit finanziell günstigen Konditionen unter die Arme zu greifen, die unter den Waldbränden zu leiden hatten. 

			*** 

			Das Verbot, auf legalem Weg Devisen zu kaufen, wurde von der Zivilkammer der Stadt Buenos Aires nicht als Argument anerkannt, um eine Hypothekenschuld, die auf Dollar lautet, nicht bedienen zu können. Die Kammer begründete ihren Schiedspruch u.a. damit, dass der Schuldner über den Umweg von Staatsbonds hätte zahlen können, die auf Dollar lauten und an der Börse gehandelt werden. Die Art des Dollarkaufes ist legal, und der Kurs liegt unter dem Schwarzkurs für Dollarnoten.

			*** 

			Die Regierung wird erstmalig die Festpreise für Lebensmittel und Artikel des täglichen Bedarfs auf Basis der Gewinnmargen festsetzen, die von den Lieferanten (Fabrikanten, Importeure oder Grossisten), wie auch der Supermärkte erzielt werden. Bislang geht man von einer Liste von 100 bis 120 Produkten aus. Die Festpreise sollen nicht nur für den Endverbraucher, sondern ebenfalls für den Hersteller zum Zeitpunkt des Weiterverkaufs an die Supermärkte gelten.

			*** 

			Bis spätestens Ende März soll der neue Preisindex des Statistischen Amtes INDEC, an dessen Entwicklung bislang noch gearbeitet wird, fertiggestellt sein. Wie die geschäftsführende Direktorin des Internationalen Währungsfonds Christine Lagarde in Washington sagte, soll diese nur eine von weiteren Massnahmen sein, damit Argentinien sein internationales Profil verbessern kann.

			***

			Die Zahl der Immobilienübertragungen lag in der Bundeshauptstadt im Oktober 2013 mit 3.528 um 9% über September 2013, lag aber um 1,8% unter Oktober 2012, berichtet der Verband der Notare der Stadt Buenos Aires. In Werten waren es $ 2,21 Mrd, 17,6% über September und 32,2% über Oktober des Vorjahres. Die wertmässige interanuelle Zunahme ist darauf zurückzuführen, dass mehr teure Immobilien übertragen wurden: 33,9% der Gesamtzahl hatten einen Preis von über $ 500.000, gegen 24,4% im Vorjahr. 

			***

			Der Richter für Verwaltungsrecht Aurelio Ammirato hat die für letzten Donnerstag vorgesehene Einweihung des neuen Shopping Centers „Distrito Arcos”, der Firma IRSA, aufgehoben. Die Föderation des Handels und der Industrie der Stadt Buenos Aires (Fecoba) hatte Klage vor der Justiz erhoben, wegen angeblicher Verletzung der Baunormen. Der Bau war im Dezember 2012 vom städtischen Parlament genehmigt worden. Doch im September 2013 hat eine Gruppe von Stadtdeputierten darauf hingewiesen, dass die Firma auch ein Grundstück besetzt, für das keine Genehmigung erteilt worden sei. Voraussichtlich wird der Fall geklärt, da es sich um eine hohe Investition auf dem Gelände handelt, das sich zwischen den Strassen Santa Fé, Juan B. Justo, Godoy Cruz und Paraguay befindet, und ein Unternehmen wie IRSA dabei nicht so unvorsichtig handelt, wie jetzt angegeben wird.

			***

			Kabinettschef Jorge Capitanich übte am Mittwoch Kritik an den Äusserungen von Paolo Rocca, der den Techint-Konzern kontrolliert. Rocca hatte auf die negative Wirkung der übertriebenen Steuerlast und den zu grossen Staat hingewiesen, und Effizienz bei der Staatsverwaltung gefordert. Capitanich verteidigte das Konzept des “grossen Staates”, der die Fähigkeit habe, Ressourcen umzuverteilen. Von den Unternehmern forderte man Investitionen; aber es müsse auch eine Regulierung geben, damit sie den Überschuss (gemeint ist ein eventuell überhöhter Gewinn) nicht für sich behalten. Hier sei darauf hingewiesen, dass der Staat ohnehin 35% des Gewinnes in Form der Gewinnsteuer kassiert, die in Wirklichkeit, wegen fehlender Inflationsberichtigung, mehr sind. Abgesehen davon enthält der Gewinn auch eine Risikoprämie, was bedeutet, dass er gelegentlich überhöht erscheint, um eventuelle zukünftige oder schon eingetretene Verluste zu decken. Der Kabinettschef wies darauf hin, dass ein grosser Teil der Zunahme der Staatsausgaben auf die soziale Sicherheit entfalle, die 12% des BIP beanspruche.11 Mio. Menschen werden vom Staat (ganz oder zum Teil) finanziert: Rentner (einschliesslich der 2,5 Mio. zusätzlichen, die pensioniert wurden, obwohl sie die Beiträge während ihres aktiven Lebens nicht oder nur teilweise gezahlt hatten), l ,3 Mio. Empfänger von Kindergeldern u.a.

			***

			Die Regierung der Provinz Buenos Aires hat das Ausschreibungsverfahren für den Bau einer dritten Spur auf der Autobahn Buenos Aires-La Plata eröffnet. Um die $ 100 Mio. wird die Provinz in den Erweiterungsarbeiten investieren. Die Gelder sollen über ein Strassenbaufonds finanziert werden.

			*** 

			Das Binnenhandelssekretariat unter Augusto Costa startete ein neues Kommunikationssystem über Internet. Mit Hilfe eines Kontaktformulars soll es jetzt möglich sein, Informationen zu erhalten oder Formalitäten zu erledigen. So kann man jetzt z.B. über diesen Weg, Fragen zur eidestaatlichen Erklärung, DJAI, klären, oder Terminanträge melden.

			*** 

			Der ehemalige Wirtschaftsminister Hernán Lorenzino ist in Begleitung des ehemaligen Finanzstaatssekretärs Adrián Cosentino zwischen Sonntag und Donnerstag nach Paris gereist, um dort Verhandlungen mit dem Pariser Klub aufzunehmen. Lorenzino soll ein konkretes Angebot vorgelegt haben, das darin besteht, die bestehende Schuld von ca. u$s 9,5 Mrd. (mit Zinsen) mit Staatsbonds zu zahlen. Lorenzino ist in seiner neuen Funktion zuständig für die Verhandlungen mit den ausländischen Gläubigern, mit denen offene Konflikte bestehen. Wenn die Schuld mit Staatspapieren gezahlt wird, dann erübrigt sich eventuell die IWF-Kontrolle, die der Pariser Klub fordert, wenn eine einfache Ratenzahlung besteht. 

			*** 

			Nach Ansicht der UN-Wirtschaftskommission für Lateinamerika (CEPAL) wächst die argentinische Wirtschaft im kommenden Jahr um 2,6%, die zweitniedrigste Rate in der gesamten Region. Die Regierung erwartet dagegen ein Wachstum von 6,2%, während der Internationale Währungsfonds von 2,8% ausgeht. 

			***

			Der Import von Autos, Elektro- und Bürogeräten soll im ersten Quartal 2014 gegenüber dem gleichen Zeitabschnitt 2013 um 20% zurückgehen. Das wurde nach einem Treffen zwischen Regierungmitglieder und Vertreter der zuständigen Kammern “beschlossen”. Bei den fertigen PKWs bis zu 5 t Ladegewicht müssen die Einfuhren im Durchschnitt um 20% verringert werden. Lokale Fabrikanten mit neutralem Handelsergebnis (weil sie gleichzeitig exportieren) werden weiter importieren können. Solche, die am meisten zum Defizit beitragen, müssen mit Importeinschränkungen von bis zu 27,5% rechnen.

			***

			Das Amt für öffentliche Einnahmen AFIP hat von den Verwaltern von Country-Clubs und geschlossenen Wohnvierteln eine ausfürliche Information über die Inhaber der einzelnen Wohnungen gefordert (Name des Besitzers, bedeckte Fläche der Wohnung, monatliche Zahlung an die Verwaltunsstelle u.a.). Doch von den ca. 300 Country Clubs, die es im Lande gibt, haben ca. 200 keine Information gegeben. Wenn sie sich weiter so verhalten, sollen sie von der AFIP mit Bussen von bis zu $ 45.000 bestraft werden.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Das venezolanische Stahlwerk Sidor (Siderúrgica del Orinoco) befindet sich seit zwei Monaten in Streik. Das Werk gehörte dem Techint-Konzern und wurde 2008 von Chávez enteignet. Damals produzierte das Stahlwerk 3,7 Mio. Jato mit einer Belegschaft von fast 4.000 Personen. Nach der Übernahme durch den Staat wurde die Belegschaft auf 8.000 Menschen erhöht, wobei die Produktion gleichzeitig auf unter die Hälfte sank. Es herrscht beim Unternehmen, das sukzessive von einem Oberst und danach von zwei Generälen geleitet wurde, ein chaotischer Zustand, wie es allgemein in Venezuela die Regel ist.

			***

			Der brasilianische Industrieverband CNI hat in Zusammenarbeit mit dem Institut für öffentliche Meinungen und Statistik IBOPE eine neue Studie über den Lebensstandard der Brasilianer durchführt und 2.002 Personen in 143 Gemeinden zum Thema befragt. 44% der Befragten konnten in eine höhere soziale Klasse aufsteigen, 43% blieben in derselben sozialen Klasse und bei 10% verschlechterte sich die wirtschaftliche Lage. Im Allgemeinen sehen die Brasilianer die Verbesserungschancen positiver als noch von vor zehn Jahren. 63% glaubt an Aufstiegschancen. Im Nordosten des Landes sei 73% Bevölkerung sogar zuversichtlicher. Im Südosten halten dagegen 53% die Möglichkeit auf Verbesserung der Lebensbedingungen für realistisch. (Brazil News)

			***

			In ihrer jährlichen Publikation World Energy Outlook, in der mittel- und längerfristige Prognosen auf die Weltenergieversorgung gegeben werden, legt die Internationale Energieagentur IEA in diesem Jahr den Fokus auf Brasilien. Laut Angaben der Leiterin der IEA, Maria van der Hoeven, läge dieser Fakt daran, dass sich Brasilien in den nächsten Jahrzehnten zu einem großen Erdölexporteur entwickeln werde und Marktführer in der Energieproduktion werden soll. „2035 wird Brasilien kein Erdöl und Erdgas mehr importieren, sondern Exporteur dieser beiden Produkte sein”, kommentierte van der Hoeven. Laut Angaben des Berichts solle sich die Erdölproduktion im Jahr 2035 verdreifachen und einen Wert von 6 Mio. Barrel pro Tag erreichen, was ein Drittel der Nettowachstumsprognose der Weltölproduktion entspricht. Damit würde das Land die sechste Position unter den Hauptproduzenten erlangen. Die Erdgasproduktion solle in diesem Zeitraum sogar auf das Fünffache ansteigen, sodass das Land ab 2030 keine dieser Produkte mehr importieren müsse. (Brazil News)

			***

			Die Europäische Union hat eine Hinausschiebung der Vorlage von Vorschlägen für ein Freihandelsabkommen mit dem Mercosur um einen Monat (auf Ende Januar 2014) beantragt. Die Verhandlungen waren zunächst 2004 gescheitert, und wurden dann 2010 wieder aufgenommen. Brasilien hat sich besonders interessiert gezeigt. Doch grundsätzlich fordern die Mercosur-Staaten (und besonders Argentinien) die Liberalisierung des Handels mit landwirtschaftlichen Produkten in der EU, der stark reguliert ist und Lieferungen der Mercosur-Staaten hemmt. Dazu ist die EU jedoch nicht bereit. Andererseits ist die bestehende argentinische Importregelung mit einem Freihandelsabkommen unvereinbar, wobei Argentinien auch nicht bereit ist, die Zollsätze für industrielle Produkte zu senken. Ein Freihandelsabkommen scheint unter diesen Umständen nicht möglich. Doch eventuell können vereinzelte Zugeständnisse beider Seiten ausgehandelt werden.

			**

			Geschäftsnachrichten

			Newsan

			Nach einer Investition i.H. von u$s 1,5 Mio. hat diese Herstellergruppe von elektrischen Geräten ihr Klimaanlagewerk für das ökolgisch bessere Kühlmittel R410A tauglich gemacht. 

			Banco Galicia

			Kunden dieser Geschäftsbank sollen künftig auch über das Sozialnetz Facebook operieren können. Dafür hat die Bank eine entsprechende Seite eingerichtet, namens FBanking, mit allen Funktionen des Homebankings.

			MerckSharp& Dohme

			Dieses Pharmalabor weihte in Pilar ein Werk für die Qualitätskontrolle ihrer biologischen Produkte sowie der entsprechenden Moleküle ein. Hier wird ausserdem die Gesamtpalette der Produkte eingepackt. Investiert wurden insgesamt u$s 11 Mio. 

			Conarsa

			Dieses Unternehmen der Kunststoffindustrie investiert u$s 5 Mio. um ihre Produktion von Kunststoffcontianern im Werk in der Provinz San Luis zu erhöhen. Das Unternehmen, vom Präsidenten des Industrieverbandes Héctor Méndez und der italienischen Gruppe Jcoplastic kontrolliert, spezialisiert sich auf Plastikbehälter für den Export von Obst und Gemüse.

			BAPRO 

			Die Banco de la Provincia de Buenos Aires, die dem Provinzstaat gehört, hat im Laufe des Jahres 2013 30 neue Filialen im Zuge diverser Renovierungsmassnahmen modernisiert. Für diesen Zweck wurden insgesamt $ 300 Mio. investiert. Die Bank, unter dem Vorsitz von Gustavo Marangoni, steuert in letzter Zeit entschieden auf Expansionskurs, mit Betonung der Kredite an kleine und mittlere Unternehmen. 

			Alto Palermo

			Die Gruppe APSA, kontrolliert von IRSA, ist mit dem Fonds Quasar Ventures eine Assoziation eingegangen, um das Portal für Onlineeinkäufe Avenida! zu gründen. In Zukunft sollen alle hier eingekauften Modeprodukte oder Elektrogeräte in den führenden Einkaufszentren landesweit abgeholt werden können. Quasar Ventures ist ein Unternehmen von Andy Freire, Simón Casarino, Federico Malek Pascha und Alan Kraus.

			Axion Energy

			Diese Firma, die aus der Übernahme der lokalen Esso (Raffinerien und Tankstellen) durch Bridas (Familie Bulgheroni) hervorgegangen ist, investiert um die u$s 100 Mio., um jetzt den neuen Namen bei den 530 Tankstellen einzuführen um diese zu verbessern. Ausserdem ist vorgesehen, das Netz binnen 4 Jahren um 200 Tankstellen zu erweitern. Gleichzeitig befindet sich eine Investition von u$s 1,2 Mrd. in Gang, um die Raffinerie von Campana (100 km nördlich der Bundeshauptstadt) zu erweitern. 

			Telefónica de Argentina

			Diese Tochtergesellschaft der spanischen Telefónica hat ein Investitionsprogramm von $ 11,7 Mrd. binnen zwei Jahren bekanntgegeben, das vornehmlich dazu bestimmt ist, die Geschwindigkeit der Verbindungen zu erhöhen und das Netz für Datenübertragung zu erweitern, nachdem hier schon 2013 eine Zunahme von 90% eingesetzt hat und für 2014 eine weitrere von 60% vorgesehen ist. Luis Blasco, Vorstandspräsident der Firma, wies auch darauf hin, dass in diesem Jahr $ 4,1 Mrd. investiert werden.

			Shell

			Der Präsident der lokalen Shell-Filiale, Juan José Aranguren, erklärte, das Unternehmen beabsichtige, die Investitionen in Forschung und Förderung von nicht konventionellem Erdöl und Gas zu verdreifachen, von u$s 170 Mio. 2013 auf u$s 500 Mio. 2014. Er sagte: “Wir spüren, dass der Wind von einer anderen Seite weht.” Aranguren wies darauf hin, dass Argentinien u$s 300 Mrd. benötige, um das Lager von Vaca Muerta zu entwickeln. Das erlaube dann, 2020 die Souveränität auf dem Energiegebiet zurück zu erhalten und sie für weitere 40 Jahre zu behalten. Shell habe schon vier Bohrungen in Vaca Muerta und führt gegenwärtig zwei weitere durch. Gleichzeitig werde die Möglichkeit studiert, die Fläche zu erweitern, auf der geforscht wird. Wenn die Bemühungen, um Erdöl und Gas in Vaca Muerta zu fördern, erfolgreich sind, werde Shell die Produktion in ihrer Raffinerie einsetzen. Im Block “Sierras Blancas”, in Vaca Merta, sei die Förderung schon im März aufgenommen worden, wobei schon 465 Barrel pro Tag erreicht wurden.

			

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht
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			Die verhängnisvolle Fehlentscheidung der Präsidentin

			Ein Präsident muss darauf achten, dass er sich bei den Entscheidungen, die das Schicksal des Landes bestimmen, nicht irrt. Es sind nicht viele, doch diese erfordern viel Überlegung und guten Rat. Bei den normalen täglichen Problemen, die auf ihn zukommen, ist es am besten, wenn er die Entscheidung seinen Minister überlässt, und nur eventuell in zweiter Instanz entscheidet, wenn sich der Minister geirrt hat. Und wenn der Irrtum gross war, dann wird der Minister entlassen, was politisch für Erleichterung sorgt. Meistens entscheidet der konkret für einen Bereich zuständige Minister ohnehin besser als der Präsident.

			Präsidentin Cristina Kirchner macht es jedoch, dem Vorbild ihres verstorbenen Gatten Nestor Kirchner folgend, genau umgekehrt: sie entscheidet über alles, ist dadurch in ihrer Leistungsfähigkeit überfordert und verliert den Sinn für das Wesentliche. Ausserdem überwiegt bei ihre die emotionelle Intelligenz, was schlimme Folgen hat. Ihr fehlt Rationalität und besonders Kenntnis der wirtschaftlichen Zusammenhänge, so wie sie sind und nicht, wie sie sie sich vorstellt und sie von ihrer ideologischen Jugendeinstellung geprägt sind, die sie nicht überwunden hat. 

			In der Vorwoche wurde sie plötzlich vor ein Problem gestellt, dessen Bedeutung sie offensichtlich nicht erkannt hat (und angeblich hat sie niemand darauf aufmerksam gemacht), das sie sofort politisch und emotionell, aber grundsätzlich absolut falsch entschied: die Polizei der Provinz Córdoba hatte einen Streik erklärt und sich einquartiert, und Kabinettschef Capitanich forderte von ihr eine Anweisung über den Einsatz der Gendarmerie, die normalerweise für den Grenzschutz zuständig ist, aber in solchen Fällen die Polizei ersetzt. Sie sagte, ohne es sich zwei Mal zu überlegen, kategorisch nein, weil Gouverneur José Manuel de la Sota sie politisch nicht unterstützt, sondern eigene Wege in der gleichen Partei, dem Justizialismus geht, der den Kern der Regierungskoalition „Front für den Sieg” bildet. Auch ihr Präsidialsekretär Carlos Zannini, der grossen Einfluss auf sie hat und mit De Sota verfeindet ist (schon aus seiner Jugendzeit, als er in Córdoba politisch tätig war), soll sie in diesem Sinn beeinflusst haben. Diese Fehlentscheidung hatte die Wirkung eines Dammbruches.

			Hier hat auch Capitanich versagt, der die Gendarmerie sofort hätte entsenden müssen, bevor er CFK frägt. Dass er als Ausrede darauf hinwies, dass er keinen telefonischen Anruf von de la Sota erhalten hat, ist wirklich primitiv. Er hält uns zum Narren. Er musste genau wissen, was geschah, und müsste auch sofort erkannt haben, dass es sich um ein nationales Problem handelt, mit schlimmen Folgen. Der staatliche Geheimdienst, die SIDE (Servicio de Inteligencia del Estado”) musste schon vorher unterrichtet sein und hätte Capitanich Bericht erstatten müssen. Hat er es nicht getan, oder hat der Kabinettschef nicht reagiert? Gouverneur de la Sota war gerade abwesend, hielt sich in Panamá auf, und reagierte auch mit Verspätung und Zaudern. Auch er hat offensichtlich die Bedeutung des Falles nicht erkannt. Alle haben versagt, CFK, Capitanich und de la Sota. Keiner hat wie ein Staatsmann reagiert.

			Was nachher kam, ist bekannt. Plünderungen in der Stadt Córdoba, an denen sich unzählige Menschen beteiligten, die gewiss nicht unter Hunger leiden und normalerweise nicht stehlen; Gehaltsforderungen der anderen Provinzbeamten und dann ein Lauffeuer, mit analogen Erscheinungen in anderen Provinzen, mit einem landesweiten Saldo von einem Dutzend Toten. Das andere Provinzpolizeien sich an das Beispiel von Córdoba hielten, war zu erwarten: der monetäre Erfolg der Polizei von Córdoba macht sofort Schule. CFK hat jedoch in ihrer Rede vom Dienstag die These der „Ansteckung” zurückgewiesen und von einer geplanten Verschwörung gesprochen. Das ist die übliche Kirchner-These, gemäss der alles, was ihnen gegen den Strich geht, die Absicht versteckt, die Regierung abzusetzen. Offensichtlich hat die Präsidentin den Fall nicht begriffen, zumindest nicht in seiner vollen Tragweite. Und das ist verhängnisvoll: bei einer Fehldiagnose ist keine Heilung möglich.

			Das Schlimmste der ganzen Angelegenheit ist, dass de la Sota nachgegeben hat und der Provinzpolizei eine Gehaltserhöhung um die 50% gewährte. Grundsätzlich darf nie in einer Gewaltsituation verhandelt werden, umso mehr als die Polizei kein Streikrecht geniesst, weder in Córdoba, noch im ganzen Land und auch weltweit nicht. De la Sota hätte einfach geschehen lassen und disziplinarische Massnahmen ergreifen sollen, und die Normalisierung der Tätigkeit der Polizei als Bedingungen für die Aufnahme von Verhandlungen aufstellen müssen. Er war der Lage nicht gewachsen, und für einen Spitzenpolitiker vom Rang von de la Sota ist dies eine schwere Disqualifizierung.

			Die Polizei von Córdoba hat jetzt erreicht, was die Gewerkschaften immer versuchen, nämlich einen Durchbruch bei den Lohnerhöhungen in einer Branche, der dann einen Demonstrationseffekt hat und anderen Gewerkschaften ein Argument gibt, um das gleiche zu erreichen. Die Gehaltserhöhung der Polizei von Córdoba hat sofort analoge Forderungen bei anderen Provinzpolizeien hervorgerufen, dann von Beamten der Provinzverwaltungen, und wird voraussichtlich auch auf private Arbeitnehmer übergehen. Die Richtlinie von 20% für die Lohnerhöhungen von 2014, die die Regierung schüchtern aufgestellt hat (wobei Capitanich und Kicillof gelegentlich sogar von 15% sprachen) ist mit einem Schlag vernichtet worden. Und auch 25%, mit denen in Unternehmerkreisen gerechnet wurde, erscheinen jetzt zweifelhaft

			Andere Gouverneure, an erster Stelle Daniel Scioli von Buenos Aires, haben den Forderungen der Polizei sofort stattgegeben, andere haben versucht, mit Verhandlungen eine vernünftigere Lösung zu erreichen, hatten dabei jedoch keinen Erfolg. In der Provinz Buenos Aires kam es schlimmer als in Cór-doba, mit einer Gehaltserhöhung von ca. 100% für die unteren Stufen. Bei den oberen Stufen lagen die prozentualen Zulagen zwischen 30% bis 35%. Allgemein kann man die Polizeizulagen landesweit auf durchschnittlich 40% bis 50% schätzen. Keine Provinzregierung kann die Gehaltszunahme zahlen, zumal die meisten schon vorher eine grosse finanzielle Lücke aufweisen. Theoretisch bestehen jetzt vier Möglichkeiten: dass die Provinzregierungen die Erhöhungen schuldig bleiben, dass sie andere Provinzausgaben hinausschieben oder streichen, dass sie Schulden aufnehmen (und eventuell wieder „Provinzgeld” ausgeben, wie 2001 die Patacones u.a.), oder das sie das Geld von der Nationalregierung erhalten. Letzteres dürfte schliesslich der Fall sein, zumindest zum grössten Teil, da sonst das ganze Land in Flammen aufgeht.

			Es kommt somit eine Rechnung von vielen Milliarden Pesos auf die Kasse des Nationalstaates zu, die dann von der ZB mit Geldschöpfung finanziert wird. Eine erste Schätzung, von der Consulting-Firma „Economía & Regiones” (geleitet von Rogelio Frigerio, jetzt Präsident der Bank der Stadt Buenos Aires) gelangt gesamthaft auf einen Betrag von $ 25 Mrd. jährlich, wobei die Wirkung auf die Gehälter der Provinzbeamten im allgemeinen, die schliesslich auch mitgezogen werden, hier nicht berücksichtigt wird. Die Polizei macht in den Provinzen nur ca. 15% des Budgets aus. Es dürfte somit schliesslich zwischen $ 50 und $ 100 Mrd. sein. Bei einem steigenden Defizit der Finanzen des Nationalstaates, das schon (richtig berechnet) bei über 4% des BIP liegt (und mit Provinzdefiziten noch mindestens einen Punkt höher ist), und keine echte Finanzierung hat, so dass es von der ZB getragen wird, ist dies besonders schwerwiegend.

			Beiläufig wurde darauf hingewiesen, dass die Polizisten landesweit niedrige Gehälter haben, weit unter der Bundespolizei und auch der Polizei der Stadt Buenos Aires. Ebenfalls waren in den letzten Jahren die Lohnerhöhungen im privaten Bereich durchschnittlich viel höher als im öffentlichen, also auch bei der Polizei. Das alles sollte nicht sein, zumal die Polizisten ihr Leben riskieren, wobei in den letzten Jahren viele Polizisten erschossen wurden, viel mehr als früher. Das hängt mit dem Drogenhandel und –konsum zusammen. Traditionelle Berufsverbrecher hüten sich, einen Polizisten zu töten oder auf ihn zu schiessen, weil sie wissen, dass dies auf alle Fälle ihre prozessale Lage verschärft, sollten sie festgenommen und verurteilt werden. Doch die neuen Verbrecher, die im Rausch des Kokains vorgehen, verlieren jede Hemmung und töten ohne Bedenken, und besonders Polizisten.

			In der Praxis schaffen sich viele Polizisten zusätzliche Einnahmen, was erklärt, dass sie einigermassen anständig leben können, und oft auch mehr als das, und sich mit dem “Statu quo” zufrieden gaben. Sie erpressen Nachtlokale, Prostituierte und Travestiten, erlassen Verkehrssündern und anderen die Strafe gegen ein Schmiergeld, u.s.w. Das wurde bis vor einigen Jahren mit einem Achselzucken als normaler Zustand hingenommen. Doch in den letzten Jahrzehnten ist der Drogenhandel hinzugekommen, und hier werden hohe Summen verteilt. Das verleiht der Problematik der Polizeikorruption eine ganz andere Bedeutung. Die Polizisten schauen weg, wenn Rauschgift verkauft wird, oder wirken sogar mit den Drogenhändlern zusammen. Das erschwert den Kampf gegen den Rauschgifthandel und –konsum. In Córdoba wurden vor kurzem leitende Polizeibeamte wegen Verwicklung in den Drogenhandel abgesetzt. Diese Korruption würde jedoch bestimmt nicht verschwinden, wenn die Polizisten gute Gehälter erhielten. Aber sie könnte dann leichter beschränkt werden. Ausserdem sind gewiss nicht alle Polizisten korrupt, und die meisten sind nicht am Drogengeschäft beteiligt. Dieses Problem muss im Rahmen einer integralen Politik zur Bekämpfung des Drogenhandels gelöst werden, die es jedoch nicht gibt. Sicherheitssekretär Sergio Berni tut, was er kann, und das muss anerkannt werden; aber es ist eben ein Tropfen auf den heissen Stein. 

			Es ging jetzt nicht nur um die Polizeigehälter, sondern auch darum, dass in den letzten Jahren ein zunehmender Teil der Gesamtentlöhnung auf Zusätze entfällt, auf die meistens keine Soziallasten berechnet werden (was illegal ist, aber trotzdem geschieht), so dass sie bei der Berechnung der Pensionen nicht berücksichtigt werden. Ein Provinzpolizist kann (z.B. in Entre Rios) auf insgesamt $ 5.000 pro Monat kommen, hat aber nur ein Grundgehalt von $ 1.800. Die Polizisten haben hier gewiss recht, wenn sie Ordnung fordern. Die Provinzverwaltungen versuchen seit Jahren durch diese Mogelei, mit der sie Sozialbeiträge sparen, finanziell über die Runden zu kommen. Das sollte aufhören. Die Problematik der Vergütung der Polizei, einschliesslich der sozialen Probleme, die damit verbunden sind, sollte landesweit mit gemeinsamen Richtlinien behandelt werden. Es wäre wohl besser gewesen, wenn sich die Gouverneure mehr um bessere Polizeigehälter gekümmert hätten, statt so viele zusätzliche unnötige Beamte einzustellen. 

			Im öffentlichen Bereich enden die Gehaltserhöhungen mit einem höheren Staatsdefizit, das sich auf die monetäre Expansion überträgt und die Inflation anheizt. Bei privaten Unternehmen bedeutet dies höhere Kosten, die auf die Preise abgewälzt werden, wobei die Geldschöpfung dafür sorgt, dass von dieser Seite kein Hindernis geschaffen wird. Die Entwicklung, die jetzt eingeleitet wurde, ist zwar anders als die des zweiten Halbjahres 1975, als der damalige Gewerkschaftsführer Lorenzo Miguel Lohnerhöhungen von 50% und mehr, eine nach der anderen, durchsetzte, was die Inflation sofort dreistellig machte und mit der ersten Hyperinflationswelle endete, mit einer Zunahme der Preise von über 50% im März 1976 und dann noch einmal im April. Jetzt befindet sich das gleiche Phänomen, nämlich eine Selbstbeschleunigung der Lohn-Preisspirale, im Anfangsstadium. Das ist jetzt insofern gefährlicher als 1975, als die argentinische Gesellschaft inzwischen drei Hyperinflationswellen erlebt hat und sich auf eine weitere einstellt, was die Wirkung der selbsterfüllten Prophezeiung hat und den Prozess beschleunigt. 

			Für die Präsidentin ist dies ein schwerer Schlag, einmal für ihre angeschlagene Gesundheit, und dann für ihre Regierungsfähigkeit. Nachdem sie ohnehin keine Glaubwürdigkeit geniesst, kann man ihr nach dieser verhängnisvollen Fehlentscheidung gewiss nicht zumuten, dass sie fähig ist, die Lage wieder einzurenken, sofern dies überhaupt möglich ist. Hinzu kommt noch der Machtverlust, den sie als Folge der für sie ungünstigen Oktoberwahl erlitten hat, und nicht zuletzt, die politische Wirkung des phänomenalen Korruptionsskandals um Vizepräsident Amado Boudou (den sie persönlich, und nicht die Partei, ernannt hat), und dann auch der Skandal um den K-Unternehmer Lazaro Baez, dem Néstor Kirchner etwa 90% der öffentlichen Bauten der Provinz Santa Cruz zugeteilt hat, obwohl er als Bauunternehmer nicht dafür qualifizierte. Er kassierte dabei Überpreise und Vorschüsse, die sonst nicht gezahlt werden. Er war vorher ein kleiner Beamter der Bank von Santa Cruz gewesen und hatte weder Erfahrung als Unternehmer, noch Beziehung zur Bauwirtschaft, und kein Vermögen, so dass er gar nicht in der Lage war, als grosser Bauunternehmer tätig zu sein. Baez ist jetzt auch in Geldwäschemanöver verwickelt, über die ein böses Justizverfahren läuft. Grundsätzlich wird angenommen, dass er ein Strohmann der Kirchners ist, und sein Geld eigentlich jetzt CFK gehört. Oder hat ihm Néstor Kirchner das viele Geld einfach geschenkt, weil er ein toller Kerl ist? Eine schlechtere Konstellation wie diese für CFK persönlich und dann für ihre Regierungsfähigkeit in Krisenzeiten, kann man sich kaum vorstellen. Wie dies weitergeht, darüber kann sich jeder seine Gedanken machen; aber auf alle Fälle nimmt dies ein böses Ende.

		

	